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Sprecherin für Migrations– und Integrationspolitik der Fraktion DIE LINKE. im Thüringer Landtag 
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Ausgabe 21 I März 2011 

Meine Daten gehören mir. Stoppt Zensus 2011!Meine Daten gehören mir. Stoppt Zensus 2011!Meine Daten gehören mir. Stoppt Zensus 2011!   

���� Bodo Ramelow: Preisgestaltung von 
Nahrungsmitteln nicht Finanzjongleu-
ren überlassen! Angesichts der Hinweise, 
dass gegenwärtig die Preisspirale für Nah-
rungsmittel, wie Zucker, Öl und Mehl, 
drastisch anzieht, erklärt Bodo Ramelow, 
Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE im 
Thüringer Landtag: „Wenn eine künstliche 
Verknappung und Verteuerung von 
Grundnahrungsmitteln die Folge von spe-
kulativen Manövern ist, muss dieser ver-
hängnisvollen Entwicklung der Riegel 
vorgeschoben werden.“ So wie beim Ben-
zin die Kapriolen ins Unermessliche schla-
gen, stehe uns dies offenkundig bei den 
Nahrungsmitteln auch bevor. Aus diesem 
Grund hat der Vorsitzende der Linksfrakti-

on eine Anfrage an die Landesregierung 
auf den Weg gebracht und möchte von der 
Landesregierung wissen, mit welchen 
Maßnahmen man auf diese spekulativen 
Winkelzüge, die die Kaufkraft der Thürin-
gerinnen und Thüringer erheblich schwä-
chen können, begegnen will.  
„Grundnahrungsmittel dürfen nicht zum 
Spekulationsobjekt von Finanzjongleuren 
werden! Die Preise von Nahrungsmitteln 
und Energie müssen so gestaltet sein, dass 
Menschen sie sich auch noch leisten kön-
nen“, unterstreicht Ramelow. 
 

���� Jörg Kubitzki: Gesundheitsreform 
geht zu Lasten der Bürger! Die Ergebnis-
se einer Forsa-Umfrage der Techniker 

Krankenkasse, wonach nur 65 % der Thü-
ringerInnen mit dem Gesundheitssystem 
zufrieden sind und sich überdurchschnitt-
lich viele Bürger eine grundlegende Um-
stellung des Gesundheitssystems und 
mehr staatlichen Einfluss wünschen, kom-
mentiert der sozialpolitische Sprecher der 
Linksfraktion Jörg Kubitzki: „Die Befra-
gung bestätigt, dass die Gesundheitsre-
form der Bundesregierung nur Stückwerk 
ist und ganz offensichtlich zu Lasten der 
Bürger geht.“ Laut Umfrage sei den Versi-
cherten eine geringere finanzielle Belas-
tung besonders wichtig; jeder dritte Thü-
ringer würde weder eine Beitragserhö-

(Fortsetzung auf Seite 2) 

Im Mai 2011 findet nach fast 25 Jahren 
in der Bundesrepublik Deutschland 
eine neue Volkszählung, der Zensus 
2011, statt. Mit dem Zensus werden für 
fremde Zwecke und ohne Zustimmung 
der Befragten persönliche Daten bei 
den Meldebehörden und der Agentur 
für Arbeit zu einer riesigen Datei aller 
in der Bundesrepublik lebenden Men-
schen zusammengefasst. Im Rahmen 
der Vorbefragung für die in diesem Jahr 
stattfindende Volks- und Ge-
bäudezählung haben bereits 
hunderttausende Haus- und 
WohnungseigentümerInnen 
einen Fragebogen vom Thü-
ringer Landesamt für Statistik 
erhalten. Im Anschreiben 
wurde versichert, dass die 
erhobenen Daten ausschließ-
lich für statistische Zwecke 
genutzt, geheim gehalten und 
zum frühest möglichen Zeit-
punkt gelöscht würden.  
Tatsächlich aber können die 
Daten bis zu vier Jahre nach 
Übermittlung der Erhebungs-
ergebnisse an die Europäische Union ge-
speichert werden. Das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung wird mit dieser 
Datenerhebung ein weiteres Mal ausge-
höhlt: der Zensus 2011 ist eine riesige 
Datenkrake, die persönliche Daten aus 

verschiedensten Verwaltungsbereichen 
ohne Zustimmung der Betroffenen zusam-
menfasst, eine Repersonalisierbarkeit 
erlaubt, Weiterverwendung der Daten 
nicht vollkommen ausschließt, in den 
privatesten Bereich hinein persönliche 
Einstellungen erforscht. Und deren Nut-
zen in keinerlei Verhältnis zu dem Grund-
rechtseingriff sowie den Kosten steht. 
Auf Bundesebene sind die prognostizier-
ten Kosten bereits auf über 750 Millionen 

Euro gestiegen. 
10 Prozent der Bevölkerung sollen beim 
Zensus im Mai – zusätzlich zu den Haus- 
und WohnungseigentümerInnen – befragt 
werden. Der öffentliche Protest gegen den 
Zensus 2011 hält sich leider momentan 

sehr in Grenzen, anders als noch in der 
BRD in den 80er Jahren.  
Bei der Haushaltsbefragung werden von 
den Befragten die Offenlegung auch ihrer 
Religion und ihrer Weltanschauung ver-
langt. Menschen, die zur Datenabgabe 
aufgefordert werden, haben nur wenige 
Möglichkeiten, sich dieser zu entziehen. 
Aber es gibt Möglichkeiten, wie man rea-
gieren kann, wenn die BefragerInnen 
plötzlich an der Wohnungstür klingeln. 

Über diese Möglichkeiten  
informiert die Fraktion DIE 
LINKE. im Thürínger Landtag 
mittels eines Flyers und in 
BürgerInnensprechstunden in 
den Wahlkreisbüros der Land-
tagsabgeordneten. 
 
Die Kritik der LINKEN: die 
Daten werden nicht ausrei-
chend anonymisiert und sind 
den Befragten bis zu vier Jahre 
lang durch eine Ordnungsnum-
mer zuzuordnen. Außerdem 
wecken Dateien dieses Ausma-
ßes Begehrlichkeiten, sie zu-

künftig auch für andere Zwecke zu 
„gebrauchen“. 
Der Zensus 2011 verstößt gegen das 
Grundrecht auf informationelle Selbst-
bestimmung! 
Mehr Infos auf www.die-linke-thl.de 

LandtagsinfoLandtagsinfoLandtagsinfo   



Angesichts der gemeinsamen Erklärung 
„Zur aktuellen Lage in Japan - Folgerun-
gen für eine nachhaltige Energiepolitik im 
Freistaat Thüringen“, erklärt Bodo Rame-
low, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE 
im Thüringer Landtag: „Die heute auf den 
Weg gebrachte Erklärung bringt den Wil-
len zum Ausdruck, den Ausstieg aus der 
Atomenergie zu organisieren und eine 
grundlegende Wende in der Energiepoli-
tik einzuleiten. Das muss auch eine der 
Lehren aus den dramatischen Ereignissen 
in Japan sein.“ 
„Wer Atomkraft abschalten und diesen 
Prozess unumkehrbar gestalten will, muss 
jetzt die Weichen stellen. Dazu dient diese 
Erklärung und macht eine Richtung auf, 

die zutreffend ist“, so Ramelow weiter. 
Natürlich werde die Partei DIE LINKE und 
die Linksfraktion weiter darauf drängen, 
dass das Moratorium als das ausgewiesen 
wird, was es ist: eine teure Mogelpackung. 
 
„Wir brauchen einen glaubwürdigen un-
umkehrbaren Ausstieg aus der Atomener-
gie. Auch künftig wird DIE LINKE gegen 
Castor-Transporte demonstrieren und 
ihren Protest gegen quer durchs Land 
rollenden Atommüll zum Ausdruck brin-
gen, und das solange bis es endlich eine 
gesetzliche Regelung für ein Endlager gibt 
und der Ausstieg aus der Atomenergie 
unwiderrufbar ist.“ 

hung noch Leistungskürzungen hinneh-
men können. „Die Gesundheitsreform 
führt also mehr und mehr zu einer Zwei-
Klassen-Medizin, denn gerade in Thürin-
gen, einem Land mit besonders niedrigen 
Einkommen und Renten, sind die Versi-
cherten nur begrenzt finanziell belastbar“, 
warnt Kubitzki und verweist auf die 
wachsende Anzahl von Leistungen, die 
aus dem Leistungskatalog ausgegliedert 

werden, wo-
durch private 
Versicherun-
gen gute Ge-

schäfte machen. „Die LINKE lehnt die 
Entsolidarisierung per Zusatzbeitrag kon-
sequent ab und setzt stattdessen auf die 
Bürgerversicherung, an der sich alle 
beteiligen.“ 
 

���� Gudrun Lukin: Keine Übertragung 
von Landesstraßen auf Kosten der 
Kommunen! Der Thüringer Verkehrsmi-
nister will ab nächstem Jahr weitere 600 
Kilometer unsanierte Landesstraßen an 
die Kommunen übergeben und im Gegen-
zug höhere Zuschüsse für den Straßenbau 
gewähren. Ziel sind Einsparungen für den 
Landeshaushalt. Circa 50 Prozent des 
landeseigenen Straßennetzes sind gegen-
wärtig in schlechtem oder sehr schlech-
tem Zustand. „Wie viel sind wohl im 600 
Kilometer-Übergabepaket des Landes 

enthalten?“, fragt Dr. Gudrun Lukin, Spre-
cherin für Verkehrspolitik der Linksfrak-
tion im Thüringer Landtag. Es sei nicht 
hinnehmbar, „dass die Kommunen neben 
den Kosten für die Instandhaltung der 
eigenen Straßen auch noch für die Sanie-
rung ehemaliger Landesstraßen aufkom-
men müssen!“, so die Abgeordnete, die 
davor warnt, die Kommunen ohne ausrei-
chenden Ausgleich erneut massiv zu 
belasten. Zumal die Begründung von Mi-
nister Carius kaum nachvollziehbar sei: 
Für die Höhe der Sanierungskosten sei 
die Funktionalität der Straße ausschlagge-
bend, „nicht, wer Straßenbaulastträger ist. 
Es sei denn, das Land Thüringen spart 
wieder einmal auf Kosten seiner Städte 
und Gemeinden.“ 

Landtagsinfo Landtagsinfo Landtagsinfo    
(Fortsetzung von Seite 1) 

Straßenfest zum 1. Mai:  
ab 10 Uhr in der Zimmerstraße mit dem 
Liedermacherduo „Der Schwarze 
Schmidt“ und Stadt.Gespräch 
 

Polit.Tisch im LinXX.Treff:  
 

Montag, 18.04. und 23.05. (jew. 18 Uhr):  
Landtagsgeplauder  
__________________________________ 
13.-15.04.., 18.-20.05., 15.-17.06.2011: 
Plenarsitzungen Thüringer Landtag 
__________________________________ 
weitere Termine finden Sie online auf 
sabine-berninger.de/termine.htm 
 
Und für alle 
Termine gilt: 

Wie die Thüringer Allgemeine 
(Lokalausgabe Arnstadt) am 29. März 
berichtete, werden ab dem 02.05.2011 die 
Anhörungen im Rahmen des Planfeststel-
lungsverfahrens zur durch den Thüringer 
Wald geplanten Starkstromtrasse stattfin-

den. Zu diesen Erörterungsterminen sol-
len nach dem Willen des Landesverwal-
tungsamtes lediglich diejenigen zugelas-
sen werden, die sich mittels Einwendun-
gen am Verfahren beteiligt haben. Die 
Öffentlichkeit soll ausgeschlossen blei-
ben. 
Rein rechtlich ist diese Vorgehensweise 
wohl nicht zu beanstanden, aber demo-
kratische Beteiligung der Öffentlichkeit 
sieht anders aus. Die Fraktion DIE LINKE 
im Thüringer Landtag will diesen Ver-
such des Ausschlusses der Öffentlichkeit 
im Thüringer Landtag thematisieren und 

plant eine aktuelle Stunde zu diesem 
Thema für die Plenarsitzung im  April. 
 
Die Anhörungstermine im  
nördlichen Ilm-Kreis:  
02.05., (ggf. 03.05.) 9:30 Uhr - Stadtbraue-
rei Arnstadt (Gemeinden der VG Riech-
heimer Berg); 
04.05. (ggf. 05.05.) 9:30 Uhr - Stadtbraue-
rei Arnstadt (für die Gemeinden Arnstadt, 
Wipfratal, Ilmtal, Wolfsberg, Stadtilm). 

Kluge Worte:  
„Unsere Generation wird eines Tages nicht nur die ätzenden Worte und 
schlimmen Taten der schlechten Menschen zu bereuen haben, sondern 
auch das furchtbare Schweigen der guten.“ (Martin Luther King) 

-2- 

Anhörung zur 380Anhörung zur 380Anhörung zur 380---kVkVkV---Trasse: nicht hinter verschlossenen Türen!Trasse: nicht hinter verschlossenen Türen!Trasse: nicht hinter verschlossenen Türen!   

Kontakt im Landtag: Sabine Berninger I DIE LINKE. Fraktion im Thüringer Landtag I  

Jürgen-Fuchs-Str. 1 I 99096 Erfurt I Tel.: 0361 – 377 2302 I Mail: berninger@die-linke-thl.de I  

Im Wahlkreisbüro: Mitarbeiter: Thomas Schneider I Zimmerstraße 6 I 99310 Arnstadt I  

Tel.: 03628 – 660 624 I Mail: wkb-berninger@t-online.de I www.sabine-berninger.de 

www.die-linke-thl.de 

Termine: Termine: Termine:    

Gemeinsame Erklärung: Aufforderung zu Atomausstieg und Energiewechsel 


